
Liechtenstein soll wieder bei den PISA-Studien mitmachen 
In der Debatte zur Petition war man sich einig, dass im Bildungswesen der alleinige Vergleich mit der Schweiz nicht mehr ausreicht. 

Seit 2012 nimmt Liechtenstein 
nicht mehr an den PISA-
Studien der OECD teil. Eine 
weltweite Schulleistungsstudie, 
die alle paar Jahre die Fähigkei-
ten 15-Jähriger in Lesen, Ma-
thematik und Naturwissen-
schaften testet. Stattdessen  
verlässt man sich hierzulande 
auf regionale Leistungstests 
wie «Stellwerk» oder «Check 
Dein Wissen». 

Für Reinhard Walser ein 
Fehler: In einer Petition an den 
Landtag forderte er unter dem 
Titel «In die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Zukunft  
investieren» die Wiederauf-
nahme der Teilnahme an den 
PISA-Studien. Diese sei eine 
wertvolle Investition in die Zu-
kunft.  

Wunsch nach  
internationalem Vergleich 
In der Landtagsdebatte stiess 
das Anliegen auf breites Ver-
ständnis. Viele Abgeordnete 
hoben hervor, dass ein reiner 
Leistungsvergleich mit der 
Schweiz zu kurz greife. Marion 
Kindle-Kühnis (DpL) betonte 
den Mehrwert der Datenerhe-
bung. Man müsse den Mut auf-
bringen, hinzuschauen, wo das 
Bildungssystem stehe und wo 
Mängel liegen.  

Lino Nägele (FBP) befür-
wortete im Grunde die Teil-

nahme an der Studie. Denn die 
Begründung, dass der Vergleich 
mit der Schweiz reiche, sehe er 
nicht ein. Es brauche für eine 
Einordnung der Leistungen 
auch einen internationalen Ver-
gleich. Auch Martin Seger 
(DpL) sprach sich deutlich für 
eine Standortbestimmung aus: 
«Ich bin überzeugt, dass unse-
rer heutiger Stand nicht so gut 
ist, wie wir uns das gerne einre-
den.». Es genüge nicht, sich nur 
mit den unmittelbaren Nach-
barn zu vergleichen. Wie auch 
in der Petition erläutert, müsse 
sich Liechtenstein mit den Bes-
ten der Welt messen, wenn es 
im Bildungsbereich internatio-
nal erfolgreich sein möchte.  

Thomas Rehak (DpL) unter-
strich die Bedeutung der Bil-
dung als wichtigste Ressource 
des Landes. Auch Mario Wohl-
wend und Johannes Zimmer-
mann (beide VU) befürworte-
ten die Prüfung einer Rückkehr. 
Zimmermann verwies darauf, 
dass den bestehenden Erhe-
bungen die internationale Ver-
gleichbarkeit fehle. 

Bedenken wegen Rankings 
und Prüfungsdruck 
Trotz der breiten Zustimmung 
wurden auch kritische Stimm -
en und Bedenken geäussert. 
Carmen Heeb-Kindle (VU) 
wies darauf hin, dass PISA nur 

einen Teil der Fähigkeiten, die 
in der Schule vermittelt 
werden, abbildet. So würden 
etwa soziale Kompetenzen 
gänzlich aussen vor gelassen. 
Zudem warnte Heeb-Kindle 
davor, PISA rein als Länderran-
king zu betrachten. Es sei wich-
tig, daraus Lehren zu ziehen 
und darauf basierend zu prüfen, 
welche Anpassungen am Bil-

dungssystem gemacht werden 
müssen.  

Manuela Haldner-Schier-
scher (Freie Liste) betonte eben- 
falls, dass Bildung mehr als  
reine Leistungsmessung sei. 
Bevor man sich mit den Besten 
messe, müsse sichergestellt 
werden, dass die Rahmenbe-
dingungen im Klassenzimmer 
stimmen. Tanja Cissé (VU) 

hinter fragte zudem die Ver -
gleichbar keit der Daten auf-
grund von Liechtensteins gerin-
ger Schüler zahl. Bereits bei den 
aktuell praktizierten Leistungs-
tests sei im Vergleich mit grösse-
ren Schweizer Kantonen mehr 
Transparenz nötig. 

Regierung nimmt  
Stimmungsbild mit 
Bildungsminister Daniel Oehry 
ordnete die organisatorischen, 
zeitlichen und finanziellen Rah-
menbedingungen ein. Er wies 
darauf hin, dass die PISA-Stu-
dien neu im Vierjahresrhythmus 
durchge führt werden. Eine Teil-
nahme sei deshalb erst für das 
Jahr 2033 realistisch. Dies, weil 
das Projekt für den Testdurch-
gang 2029 bereits im März 2027 
aufgegleist werden müsse, denn 
die Vorbereitungszeit beanspru-
che rund zwei Jahre. Die Teil-
nahmegebühren könn en nicht 
genau genannt werden, sie 
lagen im Jahr 2021 jedoch bei 
rund 200 000 Franken und bei 
der letzten Teilnahme Liechten-
steins im Jahr 2012 noch bei  
50 000 Franken. Zusätzlich 
würden durch eine PISA-Teil-
nahme Liechtensteins auch ver-
waltungsinterne Kosten anfallen. 

Marion Kindle-Kühnis von 
der DpL stellte klar, dass sie 
nicht bis 2033 warten will. Die 
Qualität des Bildungssystems 

müsse wesentlich schneller auf 
den Prüfstand gestellt werden. 
Zum Beispiel will Kindle-Kühnis 
wissen, ob die Digitalisierung in 
den Klassenzimmern in eine  
falsche Richtug läuft. Minister 
Oehry stellte klar, dass Liechten-
stein durch die Vergleiche mit 
der Schweiz keineswegs blind 
dastehe – und bei diesen Verglei-
chen jeweils gut abschneide. 
Der Frage der PISA-Teilnahme 
«muss und darf sich die Regie-
rung stellen und sie muss dann 
aktiv entscheiden», sagt Oehry.  

Innerhalb der Regierung sei 
eine PISA-Teilnahme bislang 
zwar noch nicht diskutiert wor-
den, aufgrund der klaren Mei-
nungen im Landtag kündigte 
der Minister jedoch an, die De-
batte aufzugreifen und die 
Stimmen für vertiefte Prüfun-
gen mitzunehmen. 

Bei der anschliessenden Ab-
stimmung fiel das Resultat ein-
deutig aus: Mit 23 Jastimmen 
bei 25 Anwesenden wurde die 
Petition mit deutlicher Mehr-
heit an die Regierung überwie-
sen. Damit liegt die Entschei-
dung nun bei der Regierung, 
die Vor- und Nachteile einer 
PISA-Teilnahme vertieft zu prü-
fen. Eine verbindliche Wirkung 
hat die Überweisung der Peti-
tion nämlich nicht.  
 
Laura Bernasconi

Marion Kindle-Kühnis (DpL) befürwortet eine PISA-Teilnahme: Sie 
fordert rasche Antworten zur Qualität des Bildungssystems. 
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Bibliothekbau wird nicht neu aufgerollt 
Die DpL-Initiative zu Spenden ans Land ist gescheitert. Die Mehrheit vertraut der Regierung, dass sie die Gesetzeslücke selber schliesst.  

Gary Kaufmann 
 
Wer entscheidet, ob das Land 
Geldgeschenke annehmen darf 
oder nicht? Darf die Regierung 
eigenmächtig handeln oder 
muss sie vorher den Landtag 
fragen? Auslöser der gestrigen 
Grundsatzdebatte war das  
umstrittene Vorgehen zur Fi-
nanzierung der neuen Landes-
bibliothek. Nachdem die Abge-
ordneten im Juni 2024 einen 
weiteren Zusatzkredit ablehn-
ten, hat die Regierung die feh-
lenden Millionen über eine  
höhere Zuwendung der Stand-
ortgemeinde Vaduz sowie pri-
vate Spenden beschafft. Dem 
Landtag wurde dieser Be-
schluss im Mai 2026 nur noch 
zur Kenntnisnahme vorgelegt. 

Dieser Umweg am Hohen 
Haus vorbei ist den Demokra-
ten pro Liechtenstein (DpL) 
sauer aufgestossen. Mit ihrer 
Initiative wollten sie verhin-
dern, dass so eine Aktion noch 
einmal vorkommt. Ihre Vor-
schlag: Bei Zuwendungen ab 
250 000 Franken soll der 
Landtag entscheiden und be-
reits für die Aufnahme von  
Verhandlungen müsste die Re-
gierung eine Genehmigung ein-
holen. Der Blick der DpL rich-
tete sich jedoch nicht nur nach 
vorne, sondern auch zurück: 
Die Initianten forderten eine 
rückwirkende Gesetzesände-
rung per Anfang 2026 mit der 
Absicht, dass sich der Landtag 
noch einmal mit der Landesbi-
bliothek befasst. So könne man 

«diese wacklige Finanzge-
schichte auf ein sauberes Fun-
dament stellen», begründete 
DpL-Fraktionssprecher Tho-
mas Rehak. Der Einfluss auf be-
reits abgeschlossene Verträge 
war der Punkt, an dem das Vor-
haben letztlich gescheitert ist. 
Trotz Bedenken der Regierung 
stellte der Landtag mit 18 Ja-
stimmen zwar fest, dass die Ini-
tiative verfassungskonform ist. 
Allerdings wurde der Vorstoss 
nach der Debatte klar abge-
lehnt: Nur die acht Abgeordne-
ten der Opposition (DpL und 
FL) stimmten für Eintreten, 
während sich die Koalitionspar-
teien FBP und VU geschlossen 
dagegen aussprachen. 

Spendenbereitschaft  
wurde aufs Spiel gesetzt 
Einigkeit herrschte darüber, 
dass die aktuelle rechtliche Si-
tuation unzureichend ist. Aus 
Sicht von Christoph Wenawe-
ser (VU) werde der Grundsatz 
«Kein Handeln ohne Gesetz» 
nicht eingehalten. Sein Urteil: 
«Dieser Missstand gehört sa-
niert.» Die Initiative der DpL 
würde jedoch über das Ziel hin-
ausschiessen. Mehrere Abge-
ordneten störten sich am rück-
wirkenden Inkrafttreten der 
Vorlage. Gemäss der Regierung 
hätte eine Zustimmung zur  
Initiative dazu geführt, dass die 
sechs Verträge rund um Zuwen-
dungen für die Landesbiblio-
thek ungültig geworden wären. 
Die Gelder hätten zurückbe-
zahlt werden müssen, damit 

der Landtag über eine erneute 
Ü b erweisung ents cheiden 
könnte. «Ich finde die Rückwir-
kung heikel. Wenn das Schule 
macht, dass der Landtag lau-
fend Gesetze ändert, sehe ich 
darin eine ernsthafte Gefahr für 
die Rechtssicherheit und das 
Vertrauen in den Staat», meinte 
der FBP-Abgeordnete Sebastian 
Gassner. In einer «Parteien-
bühne» bezeichnete er die Ak-
tion der DpL kürzlich als «Laus-

buben-Trick»; wohltätigen Gön- 
nern sollten keine Hürden vor-
gesetzt werden. «Es geht heute 
nicht um Dank oder Undank, 
sondern die Finanzhoheit des 
Landtags», betonte hingegen 
Rehak. Es werde sonst ein 
«Präjudiz» geschaffen. «Dann 
sucht die Regierung in Zukunft 
jedes Mal, wenn wir einen Fi-
nanzbeschluss ablehnen, ein-
fach nach einem Sponsor, um 
das Projekt zu realisieren.» 

Ein anderer Kritikpunkt an der 
Vorlage bestand darin, dass sich 
der Landtag jeweils zweimal 
mit einer Zuwendung hätte be-
fassen müssen. Das erste Mal, 
wenn die Regierung Gespräche 
aufnehmen möchte. Das zweite 
Mal, wenn eine konkrete Ver-
einbarung vorliegt. «So werden 
nur noch wenige gewillt sein, 
dem Land etwas zu spenden. Es 
kommt faktisch einem Ver-
handlungsverbot für die Regie-
rung gleich», meinte Daniel Se-
ger (FBP). Weiter merkte der 
Jurist an, dass die Vorlage viele 
unpräzise Formulierungen ent-
halte, womit eine Annahme 
noch mehr Rechtsunsicherhei-
ten verursacht hätte. 

Regierung kündigt  
eigene Vorlage an 
Regierungschefin Brigitte Haas 
kam gegen Ende der Debatte 
zur Erkenntnis, dass es den Ini-
tianten letztlich doch nur um 
die Landesbibliothek gehe. Sie 
konnte dem DpL-Vorstoss nicht 
viel abgewinnen. Es komme 
nur sehr «selten» vor, dass das 
Land Zuwendungen von über 
250 000 Franken erhalte. Aus-
serdem werde der Landtag oh-
nehin immer einbezogen, so-
bald diese Gelder ausgegeben 
werden sollen. Zudem kündigte 
die Regierung bereits im Mai 
an, dass sie die bestehenden 
Regelungen bezüglich Schen-
kungen überprüfen möchte. 
Die Arbeiten wurden jedoch 
vorübergehend pausiert, weil 
man den Ausgang der DpL-Ini-

tiative abwarten wollte. «Wir 
versuchen, bis Mitte nächstes 
Jahr einen Vernemlassungsent-
wurf für eine Gesetzesände-
rung vorzulegen», bestätigte 
die Regierungschefin auf Nach-
frage der Abgeordneten. Das 
Ministerium nehme sich die er-
forderliche Zeit, um das Thema 
angemessen anzugehen. «So 
eine komplexe Materie lässt 
sich nicht einfach aus dem Är-
mel schütteln. Die Vorlage 
muss rechtlich standhalten.» 

Eine Mehrheit folgte der Ar-
gumentation und glaubte der 
Regierungschefin, dass sie eine 
bessere Lösung als die DpL 
ausarbeiten werde. Die Initia-
tive wäre vermeidbar gewesen, 
wenn die Regierung dem Abge-
ordneten einen Beschluss zu 
den Schenkungen für die  
neue Landesbibliothek vorge-
legt hätte. So, wie sie es ur-
sprünglich ankündigte, nach-
dem die Vaduzer Stimmbürger 
im Mai 2025 dem Kredit über 
5,43 Millionen Franken zuge-
stimmt hatten. «Die Regierung 
hätte es selbst in der Hand ge-
habt, aber sie hat den Landtag 
auf die Zuschauerbank verwie-
sen», ärgerte sich Manuela 
Haldner-Schierscher (FL). Sie 
sei sich sicher, dass eine Mehr-
heit die Spenden angenommen 
hätte. Derweil konnten die DpL 
nicht verstehen, dass die Regie-
rung «ihren Fehler» bei der 
Landesbibliothek nicht korri-
gieren will. Rehak warnte: 
«Das wird Ihnen irgendwann 
noch auf den Kopf fallen.» 

Verwaltungsgebäude in Vaduz: Bei einem Ja zur Initiative wäre der 
Umbau zur Landesbibliothek auf der Kippe gestanden.   Bild: N. Vollmar
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